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Mittwoch » 14 . Mai ISO »

Modischer Landtag .

Ersteu Kammer
Mai 1902 .

LL. öffentliche Sitzung der
vom Samstag , den 10.

(Ausführlicher Bericht.)
Unter dem Vorsitze des Durchlauchtigsten Prä
sidenten .

eröffnete
Bekanntgabe folgender

Seiner Großherzoglichen Hoheit Prinz
Karl von Baden .

Am Regierungstische: Staatsminister und Minister des
Grotzherzoglichen Hauses und der auswärtigen Ange¬
legenheiten von Brauer , Minister des Innern Or .
Schenkel , Generaldirektor der Staatseisenbahnen
Staatsrath Eisenlohr , Geh . Rath Zittel , Geh.
Oberregierungsrath Braun , Ministerialrath Tro¬
ger , Geh. Oberregierungsrath Roth , Betriebsdirek¬
tor Engler , Oberregierungsrath Schulz .

Der D u r ch l a u ch ti g ste Präsident
die Sitzung nach 9 Uhr mit der
n eu er E i nl äu fe :

Urlaubsgesuch des Herrn Geheimen Kommer-
zienrath Sander .

Entschuldigung der Herren Kommerzienrath
Krafft , Frhr . v . Röder , Geh . Rath Frhr . -v. Bodman .

Mittheilung des '
Präsidiums der Zwei¬

ten Kammer über die angenommenen Beschlüsse zu dem
Gesetzentwurf , das Wohnungsgeld betreffend.

Das Urlaubsgesuch des Herrn Geh . Kommerzienrath
Sander wurde genehmigt.

An Petitionen sind eingekommen:
1 . Petition der Vereine „Alt -Heidelberg" und „West-

Heidelberg" in Heidelberg, den Bau einer direkten Voll¬
bahrt Weinheim-—Heidelberg betreffend.

2 . Petition des Ambros Zimmermann von Greffern ,
Amts Bühl , Unterstützung aus der Staatskasse be¬
treffend.

3 . Petition des Gemeinderaths Engen , die Verbindung
der Bodenseebahn mit der Schwarzwaldbahn betreffend.

4 . Petition der Gemeinde Merchingen und anderer
Gemeinden, die Erbauung einer normalspurigen Sekun -
Mrbahn von Osterburken über Merchingen durch das
badische Bauland betreffend.

Es wurden überwiesen die Petitionen O . -Z . 1 , 3 und
4 der Kommission für Eisenbahnen und Straßen , O . -Z . 2
Her Petitionskommission.

Namens der Kommission für Justiz und Verwaltung
.erstattete sodann Graf v . Helmstatt Bericht über
dm Gesetzentwurf , die Auflösung der
Gemeinde H a n d s ch u h s h e i m und deren
Vereinigung mit der Stadtgemeinde
Heidelberg betreffend. Redner bezieht sich im all¬
gemeinen auf den im Drucke vorliegenden Kommissions¬
bericht, dem er nur einige wenige Bemerkungen hinzu¬
fügen will . Er wirst einen Blick zurück auf die Geschichte
von Handschuhsheini, das seit Jahrhunderten die Geschicke
Heidelbergs getheilt habe. Die Beziehungen zwischen
Heidelberg und Hcmdschuhsheim seien derart enge, daß
sich die mit den Verhältnissen Vertrauten Wundern
müssen , daß die Vereinigung der beiden Gemeinden nicht
schon vor Jahrzehnten vorgenommen worden sei. Red¬
ner hebt einzelne dieser Beziehungen hervor ; so z . B .
gravrtire das Leben Handschuhsheims nach Heidelberg
und dieses letztere ziehe Nutzen aus dem von den Land-
wirthen Handschuhsheims mit außergewöhnlichem Fleiße
und großem Geschicke betriebenen Feldbau und der Ge¬
müsegärtnerei derselben. Für beide Gemeinden werde
die Vereinigung große Vortheile bringen : Handschuhs¬
heim werde im Stande sein , eine Reihe größerer Pro¬
jekte, deren Ausführung die einfache Landgemeinde nicht
gewachsen war , zur Ausführung zu bringen , für Heidel¬
berg bedeute die Eingemeindung von Handschuhsheim eine
nicht unerhebliche Vergrößerung des Stadtgebiets , der
Zuwachs einer sehr schönen Gemarkung mit insbeson¬
dere prachtvollem Walde . So sei anzunehmen , daß sich
beide Theile über die Annahme des vorliegenden Ge¬
setzentwurfes freuen könnten. Diesen dem Hohen Hause
namens der Kommission zur Annahme empfehlend, will
Redner von sich aus noch einige Wünsche an den Stadt¬
rath Heidelberg richten. Er bitte zunächst dafür zu
sorgen, daß der unvermeidliche Schmutz auf den
Straßen in Handschuhsheim durch regelrechte An¬
lagen beseitigt, daß bei der Neuanlage von Orts -
theilen und Straßen daselbst nicht zu sehr auf
gerade Linien und rechte Winkel Bedacht genommen
werden möchte ; die Verbindungssiraße zwischen Neuen-
Anr und Handschuhsheim bewege sich in Kurven , er
wtte , daß auch die Parallelstraßen in ähnlicher Weise""gelegt werden möchten .
- Namens der Kommission stelle er den Antrag :
' „Den, ungeänderten Gesetzentwurf die Zustim¬

mung zu ertheilen."
Der Antrag wurde hierauf , nachdem sich Niemand mehr

Arm Worte gemeldet hatte , in namentlicher Abstimmung« ninmmig angenommen .

Es kommt sodann zur Berathung der Bericht der
Petitionskomnnssion über die Petitionen des Ver¬
bands badischer ^ Gewerbeschulmänner ,
des badischen Geömetervereins und der
badischen Steuerober - und Steuerauf -
seher , deren Gehaltsverhältnisse be¬
treffend . Der Berichterstatter, Frhr . v . Rüdt ,
führte aus :

Auch auf dem gegenwärtigen Landtage hätten sich
niedrere Beamtenkategorien beziehungsweise deren
Vertretungen an die beiden Häuser des Landtages mit
Bitten um Besserstellung und um Aenderungen des Ge¬
haltstarifs gewandt . So der Verband badischer
Gewerbeschulmänner, der badische Geometerverein und
namens der Steuerober - und Steueraufseher der Lan¬
desverband Baden des Verbands Deutscher Militär¬
anwärter und Invaliden . Die Kommission habe be¬
schlossen , die drei vorliegenden Petitionen gemeinsam zur
Berathung zu stellen , da sie bezüglich aller zu demselben
Ergebniß käme .

Redner kommt sodann auf den Inhalt und die An¬
träge der einzelnen Petitionen zu sprechen , die auf Besse¬
rung der Gehaltsverhältnisse und auf Aenderung des
Gehaltstarifs gingen. Im einzelnen nimmt er Bezug
auf den dem Hohen Hause im Drucke vorliegenden Kom-
missionsbericht und die Petitionen selbst. Die Anträge
der Petenten würden sämmtliche in ähnlicher Weise da¬
mit begründet, daß die Gehaltsverhältnisse der Petenten ,
insbesondere im Vergleich mit denen anderer Beamten¬
klassen mit gleicher oder ähnlicher Vorbildung , verbesse¬
rungsbedürftig seien.

Die Kommission stelle sich den Petitionen gegenüber auf
Len Standpunkt , daß nicht einzelne Beamtenklassen
herausgegriffen und aufgebessert werden sollten. Es
bedeute ein solches Herausgreifen einzelner Beamten¬
klassen leicht eine Unbilligkeit gegen andere Beamten¬
kategorien, die , weil nicht Petitionirend , nicht berücksichtigt
würden . Wollte man ferner in die Berathung der Frage ,
ab die Gehaltsverhältnisse der einen oder der anderen
Klasse von Beamten nicht mehr den heutigen Verhält¬
nissen oder der Stellung der Beamten entsprechen, ein-
treten , so müßte das unabweislich zur Folge haben, daß
auch die Verhältnisse anderer , ähnlicher Beamtenklassen
in den Bereich der Erörterungen gezogen werden müßten
und solche Erörterungen würden zweifellos zu dem Er¬
gebnitz führen, daß auch die Verhältnisse anderer Be¬
amtenklassen verbesserungsbedürftig seien , so daß dies ein
Aufrollen der ganzen Gehaltsordnungsfrage zur Folge
hätte . Tie Kommission habe daher geglaubt , in eine Be¬
rathung und Beurtheilung der einzelnen vorliegenden
Punkte nicht eingehen zu sollen und sei der Ansicht , daß
Wünsche« wie die vorliegenden, nur in einer nach allen
Seiten hin befriedigenden Weise Berücksichtigung finden
könnten bei Gelegenheit einer allgemeinen Revision des
Gehaltstarifs . Die Kommission habe aber bei Beur¬
theilung der vorliegenden Petitionen nicht verkannt , daß
dieselben beachtenswerthe Thatsachen enthielten , That -
sachen, die insbesondere was die beiden ersterwähnten
Petitionen betreffe, wohl geeignet seien , eine Aenderungder Gehaltsverhältnisse der Petenten wünschenswerth
erscheinen zu lassen , da aus dem von den Petenten Vor¬
getragenen , die Richtigkeit desselben vorausgesetzt, sich
eine gewisse Ungleichheit der Lage der Petenten mit der¬
jenigen anderer Beamtenkategorien gleicher oder ähn¬
licher Vorbildung ergebe. Die Großh . Regierung habe
übrigens die Verbesserungsbedürstigkeit der Gehaltsver¬
hältnisse der Bezirksgeometer gleichfalls anerkannt und
dies durch Gewährung von Dienstznlagen und anderer
Vortheile zum Ausdruck gebracht .

Die Kommission sei nach dem Vorgetragenen zu dem
Ergebniß gelangt , daß die vorgetragenen Wünsche , soweit
sie eine sofortige Aenderung der Gehaltsverhältnisse der
Petenten bezweckten, nicht zu berücksichtigen seien,
dieselben aber bei Gelegenheit der zu erwartenden
gemeinen Revision des Gehaltstarifs zu beachten
werden. In diesem Sinne stelle sie den Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle die vorliegenden

daß
all¬
sein

Pe
titionen der Großh . Regierung zur Kenntnißnahme
überweisen. , K, !

Der Antrag wurde einstimmig angenommen .
Namens der Kommission für Eisenbahnen und Stra¬

ßen berichtete sodann Graf v . Hennin über den Ge¬
setzentwurf , die Erbauung einer schmal¬
spurigen Nebenbahn von Mosbach nach
Mud au betreffend.

Ter vorliegende Gesetzentwurf habe seinem Inhalte
nach das Hohe Haus schon auf dem Landtag 1897/98 be¬
schäftigt . Damals seien zwei konkurrirende Eisenbahn¬
petitionen zur Berathung Vorgelegen , beide mit dem
Zweck , den Odenwald durch eine Bahn zu erschließen.
Die eine habe eine Bahn Mosbach—Mudau , die andere
eine solche von Eberbach nach Mudau erstrebt . Bei dem
mangelhaften Material habe damals eine Entscheidung
darüber , welcher der beiden Linien der Vorzug zu geben
wäre , nicht getroffen werden können und die Kommission
habe damals beide Petitionen der Regierung zur Kennt -
nitznahme überwiesen, um ihr dadurch Gelegenheit zu

bieten , beide Projekte nach allen Richtungen einer ein¬
gehenden Prüfung zu unterziehen. Die Kommission habe
schon damals die in beiden Petitionen geschilderte un¬
günstige wirthschaftliche Lage jener Gegend des Oden¬
walds voll und ganz anerkannt und sich für eine weit¬
gehende Berücksichtigung ausgesprochen , wenn eS sich
darum handle , diesen dem großen Verkehr so entlegenen
Landestheil durch eine Eisenbahn zu erschließen . Das Er¬
gebnitz der Prüfung jener Petitionen sei der vorliegende
Gesetzentwurf. Redner nimmt nun Bezug auf den ge¬
druckt vorliegenden Kommissionsbericht und will nur noch
einige kurze Bemerkungen hinzufügen. Während es
seither Grundsatz der Regierung gewesen sei, den Bau
und den Betrieb der Nebenbahnen größtenteils den
Eisenbahngesellschaften zu überlassen , denen der Staat
hierzu je nach Umständen größere oder kleinere einmalige
Zuschüsse ü tonü perclu bewilligt und sich nur das Rück»
kaussrecht gesichert habe, solle im vorliegenden Falle dis
Herstellung einer schmalspurigen Nebenbahn von Mos¬
bach nach Mudau auf Rechnung des Staats erfolgen .
Der Grund , warum die Regierung ausnahmsweise ein
Abweichen von den bisherigen Grundsätzen empfehle,
liege ausschließlich in der ungünstigen wirthschastlichen
Lage des Landestheils , für den die Bahn erbaut werden
solle . Angestellte Erhebungen hätten ergeben, daß zu¬
nächst auf eine Verzinsung des aufzunehmenden Anlage¬
kapitals nicht gerechnet werden könne und daß es schonals günstig angesehen werden müßte, wenn mit der Zeitdie Einnahinen die Betriebskosten decken würden . Unter
diesen Umständen sei es für einen Privatunternehmer
nicht möglich , Bau und Betrieb der Bahn , selbst mit einem
gegen bisher bedeutend erhöhten Kilometerzuschuß des
Staates , ;u übernehmen. In Würdigung dieser ganzbesonderen Verhältnisse könne sich die Kommission mit
dem ausnahmsweisen Vorgehen der Regierung
einverstanden erklären, künftighin sollte jedoch an den
seither üblichen Grundsätzen festgehalten werden . Eine
Frage dränge sich aber doch auf, nämlich die, ob das
ausnahmsweise Vorgehen der Regierung in diesem Fallenicht zur Folge haben werde , daß auch andere Landes -
theile mit ähnlichen wirthschastlichen Verhältnissen aufdiesem Modus eine Bahn zu erhalten versuchen würden .Die Kommission sei überzeugt, daß wenn andere ähnlicheFälle kommen würden, sie auf das Genaueste geprüft wer¬den würden , wie der Gegend zu helfen sei , ob nach dem
bisherigen Modus oder ob wieder eine Ausnahme gemachtwerden solle.

In der Kommission sei dann auch die für die BahnMosbach—Mudau geplante Spurweite erörtert wor¬den. Den von der Regierung für die Anwendung der
Schmalspur geltend gemachten gewichtigen Gründen , ins¬
besondere jenen finanzieller Natur , könne die Kommissionihre Zustimmung nicht versagen, wenn sie auch gegen denBau von schmalspurigen Staatsbahnen im allgemeinen
sich aussprechen müsse, sofern nicht besondere wirthschaft-liche oder technische Gründe Vorlagen .

Die Regierung beabsichtige, Bau und Betrieb der
Bahn im Wege des Vertrags einem Unternehmer zu über¬
lassen. Die als leistungsfähig bekannte Firma Beringund Wächter habe ihr ein Anerbieten gemacht , gegen eine
zu vereinbarende feste Summe die Bahn , auf eigene Rech¬nung und Verantwortung zu bauen und ohne Gewäh¬rung eines staatlichen Zuschusses zu den jährlichen Be¬
triebskosten den Betrieb auf die Dauer von 20 Jahren z»übernehmen . Der Unternehmerin werden durch Art . IIdes Entwurfs gewisse Vergünstigungen zugebilligt . Dervon der Unternehmerin aufgestellte Kostenvoranschlag,der von der technischen Eisenbahnbehörde geprüft worden
sei, ergebe einen Gesammtaufwand von rund 2 400000Mark . In der Kommission sei die Frage aufgeworfenworden , wem das Eigenthum am Wagenmaterial zu¬stehen solle, dem Staat oder der Gesellschaft ; er wäreder Regierung um Beantwortung dieser Frage dankbar .Wie bei der Anlage anderer Bahnen sollten auch hier die
Gemeinden zu den Kosten des Grunderwerbs heran¬
gezogen werden ; diese glaubten aber nicht, daß sie, selbstmit Hilfe sonstiger Interessenten, mehr als IM 000 M.zusammenbringen können und hoffen, daß die noch wei¬ter nöthigen 50000 M . auf die Staatskasse übernommenwerden . Die Regierung habe sich die Entscheidung hier¬über noch Vorbehalten . Wenn man die wirthschaftlicheLage der einzelnen Gemeinden mit dm Beiträgen , die
sie zum Geländeerwerb zu leisten sich verpflichtet hätten ,vergleiche, so gewinne man den Eindruck, daß mit diesenBeiträgen nahezu die Grenze der Leistungsfähigkeit er-reicht sein dürfte . Die Kommission sei der Ansicht, daßdie bei der Beitragszusicherung durch die betreffendenGemeinden bekundete Opferwilligkeit thunlichste Berück¬
sichtigung verdiene. Die über die voraussichtlichen Be¬
triebsausgaben und -Einnahmen vorgenommenm Be¬
rechnungen hätten bei Führung von vier Zügen täglichnach jeder Richtung einen Fehlbetrag für 's Jahr vonrund 15000 M . ergeben . Wenn trotz dieses ungünstigenR«chnungsergebnisses die Firma Bering und Wächter sichbereit erkläre, die Bahn Mudau —Mosbach zu bäum unü
den Betrieb ans die Dauer von 20 Jahren zu übernehmen «
so thue sie dies in der Erwartung , daß nach mehrjährigem
Betrieb der Wohlstand dieser Gegend sich heben, eine In -



dustrie sich entwickeln werde und durch den vermehrten
Verkehr alsdann ein kleiner Ueberschuß erzielt werden
könne . Diese Entwicklung der Verhältnisse wünsche auch
die Kommission . Redner bespricht sodann noch die von
dem Eisenbahncomite in Eberbach eingereichte Petition ,
die Erbauung einer Bahn von Eberbach über Mudau
nach Buchen betreffend.

In der Petition werde gebeten , die Vorlage der Großh .
Regierung , die Erbauung einer Bahn von Mosbach nach
Mudau abzulehnen und die Großh . Regierung ersucht ,
das Eberbacher Projekt auf Grund neuerlicher Vor¬
schläge des Comites einer nochmaligen Prüfung zu
unterziehen .

Nachdem das Comite erfahren habe, daß die Großh .
Regierung wegen der technischen Schwierigkeiten und der
Höhe der Baukosten der Eberbacher Linie sich dem Mos -
backzer Projekt zugewendet habe, sei es bei der Großh .
Regierung dahin vorstellig geworden, es wolle noch ver¬
schiedene weitere Linien für eine Schmalspurbahn Vor¬
schlägen , die billiger als die zuerst gedachte , an der Neckar¬
halde aufwärts nach Schollbrunn führende, gebaut
werden könnten . Die eine dieser projektirten Linien
sollte vom Bahnhof Eberbach durch das Itter¬
thal und den Höllengrund hinauf nach Strümpfel¬
brunn führen , eine andere, erst von Gaimühle ,
einer Station der Hessischen Odenwaldbahn , ab¬
gehend , gleichfalls in den Höllgrund einbiegen, wo sie
mit der ersteren züsammenträfe, und endlich eine dritte ,
welche durch den Holdergrund direkt Oberdielbach er¬
reichen soll, wobei aber wegen der bedeutenden, für eine
Adhäsionsbahn unzulässigen Steigung eine Zahnrad¬
strecke von ungefähr 6,5 Kilometer eingelegt werden
müßte . Möge man nun das eine oder das andere
der verschiedenen Projekte für das vortheilhaftere halten ,
die Schwierigkeiten, die sich allen Eberbacher Projekten
entgegenstellen, blieben dieselben ; sie seien eben in der geo¬
graphischen Lage der Stadt begründet . Eberbach , im
tief eingeschnittenen Neckarthal gelegen , werde von dem
auf der Straße 5,4 Kilometer entfernten nächsten Orte
Oberdielbach schon um 370 Meter überhöht . Um diese
Höhe zu überwinden , bedürfe es für die Bahn einer
Längenentwicklung von 15 bis 20 Kilometer, wobei der
ungünstigen Gefällvechältnisse wegen die Maximal¬
steigung von 1 : 40 auf zwei Fünftel der Strecke in An¬
wendung kommen müßte . Dabei sei zu bemerken , daß
das als Endpunkt gedachte Mudau wieder um 80 Meter
tiefer liegt als die zu überwindende Wasserscheide, sodaß
ein Theil der Steigung für die Bahn verloren ginge.
Dies und ihre weit ausgedehnte Längenentwicklung wür¬
den sehr ungünstig auf die Betriebskosten einwirken.

- Was die Baukosten des ersten Eberbacher Projekts be¬
trifft , so sei von der Generaldirektion von diesem und dem
Mudauer Projekte für normalspurige Ausführung eure
Kostenberechnung ausgearbeitet worden, die für die Eber-

bacher Bahn 6 626 000 M . und die Mosbacher 4 020 000
Mark ergeben habe. Bei Anwendung der Schmalspur ,
die in Anbetracht der sehr hohen Kosten den Vorzug er¬
halten habe , hätten sich die Kosten unr zwei Drittel bis
drei Fünftel herabgemindert gezeigt , immerhin wäre
für das Eberbacher Projekt ein Mehrerforderniß von
1 500 000 bis 1 900 000 M . nöthig gewesen . Mit
diesen von der Großh . Regierung in der Begründung zur
Gesetzesvorlage gemachten Ausführungen werde die Be¬
anstandung des Comites hinfällig , als sei gegenüber dem
Mosbacher Projekt nicht auch das Eberbacher in Bezieh¬
ung auf seine Bauwürdigkeit als Schmalspurbahn einer
Prüfung unterzogen worden . Dort finde auch die An¬
sicht des Comites , als gereiche die Eberbach — Mudauer
Linie den meisten und bedeutendsten Gemeinden jenes
Theils des Odenwaldes zum Vortheile , ihre Richtigstel¬
lung in der ziffermäßigen Darstellung der Bevölkerungs¬
zahl, wie sie theils jeder der beiden Linien einzeln,
theils den beiden gemeinschaftlich zugerechnet werden
müssen .

Was nun endlich das Petituni des Eberbacher Comites
betrifft , es möge die Mosbach—Mudauer Linie abge¬
lehnt und die verschiedenen Eberbacher Projekte einer
nochmaligen Prüfung unterzogen werden, so könne eine
Befürwortung desselben nicht empfohlen werden. Un¬
umwunden solle anerkannt werden, daß auch die Bewoh¬
ner an einer Linie Eberbach—Mudau in ungünstigen
wirthschaftlichen Verhältnissen sich befinden und ihnen
gern durch eine Bahn die Mittel zur Besserung ihrer
Lage geboten worden wären , allein beim Vergleich der
beiden Linien , könne es kaum einem Zweifel begegnen,
daß die Mosbacher den Vorzug verdiene sowohl vom tech¬
nischen wie vom wirthschaftlichenund finanziellen Stand¬
punkt aus . Daran würde auch -eine wiederholte Prü¬
fung der Eberbacher Projekte nichts ändern , und es sollte
doch wenigstens den andern benachbarten Gebieten des
Odenwaldes die Wohlthat einer Eisenbahn nicht noch
länger vorenthalten werden.

Die Kommission gelange daher zum Antrag :
Hohe Erste Kammer wolle

1 . dem vorliegenden Gesetzentwurf, die Erbauung
einer schmalspurigen Nebenbahn von Mosbach

! nach Mudau betreffend, die Zustimmung er-

s theilen und
! ' 2 . die Petitton . die Erbauung einer Bahn von

! Eberbach über Mudau nach Buchen betreffend.
° für erledigt erklären.

Frhr . v . Rüdt dankt als ein in der durch die Bahn¬
linie Mosbach - Mudau deriihrten Landesgegend ansässi¬

ger Mann der Großh . Regierung dafür , daß jene arme
und fleißige Gegend die ersehnte Bahnverbindung er¬
halte und ferner dafür , daß die Großh . Regierung so
rasch vorgegangen sei. Es ständen sich zwei Parteien
gegenüber, die eine wolle die Bahnlinie Eberbach—Mu¬
dau—Buchen , die andere die Linie Mosbach— Bludau ge¬
baut wissen . In diesem Streit der Parteien sollten aber
die Rücksichten auf die Städte erst in zweiter Linie gel¬
tend gemacht werden, in erster Linie komme das In¬
teresse der betreffenden Landesgegend in Betracht. Er
wolle als seine persönliche Meinung hervorheben, daß der
von der Regierung eingeschlagene Weg der einzig mög¬
liche sei , auf dem der in Frage stehende Landestheil eine
Bahn bekommen könnte. Eine Normalspurbahn fei viel¬
leicht besser gewesen , aber es scheine, daß sie unter den ob¬
waltenden Umständen nicht ausführbar sei .

Geh . Rath Frhr . v . Neubronn : Schon der Herr
Berichterstatter habe hervorgehoben, daß gegen den vor¬
liegenden Gesetzentwurf Bedenken in der Kommission
bestanden hätten . Daß in der That gewichtige Bedenken
vorliegen , dieser Ueberzcugung werde sich wohl Niemand
ini Hohen Hause entziehen können und man könne dem
Gesetzentwurf nur dann zustimmen, wenn man die Er¬
wägungen , die gegen die Vorlage sprächen , hinter
jene stellte , die für dieselbe geltend gemacht werden
könnten. Seiner Ueberzeugung nach seien die gegen
den Entwurf vorzubringenden Bedenken so erheblich , daß
es angezeigt wäre , den Gesetzentwurf zurückzustellen , um
so mehr , als auch die Finanzlage kaum Grund dafür
sein könnte, ihm jetzt die Zustimmung zu ertheilen.
Er Persönlich sehe sich zu letzterem außer Stande , so sehr
er anerkenne, daß die Gegend, um die es sich handle,
zurückgeblieben sei. Er habe zwar seiner Zeit dem Ge¬
setzentwurf über die Ausgestaltung der Bahnlinie von
Wertheim nach Miltenberg zugestimmt, aber dort habe
es sich einmal um einen nur geringen Betrag und dann
darum gehandelt , eine ».klaffende, sehr unangenehm em¬
pfundene Lücke in der Bahn längs des Maines auszu¬
füllen . Hier aber handle es sich um derartiges nicht .
Auch die Regierung scheine, wie aus der Begründung des
Gesetzentwurfs zu entnehmen sei , dem Projekte nicht ganz
ohne Bedenken gegenüber gestanden zu haben . Die Regie¬
rung komme nun , ausgehend von der ungünstigen wirth -
fchaftlichen Lage eines Theiles des Odenwaldes zu dem
Schlüsse , daß es bei den vorliegenden Verhältnissen ge¬
rechtfertigt sein werde, hier in der Behandlung der Eisen¬
bahnfrage ausnahmsweise von den Grundsätzen abzu¬
weichen , die bisher bei Unterstützung von Nebenbahnen
maßgebend gewesen seien und auch künftighin noch fest¬
gehalten werden sollen . Sie glaube , daß hier der Staat
sich seiner allgemeinen fördernden Aufgaben den Neben¬
bahnen gegenüber durch Leistungen von Zuschüssen
L konck perdu entfchlagen und selbst eine Nebenbahn
bauen solle . Dies deshalb , weil eine Landesgegend in
ungünstiger wirthschaftlicher Lage sich befinde, der durch
den Bau einer Bahn abgeholfen werden könne . Neben
Rücksichten auf die allgemeine Finanzlage bildet gerade
dies Verlassen der bisher dem Bau von Nebenbahnen
gegenüber angewandten Grundsätze an und für sich ein
Hauptgrund für ihn , dem Entwürfe seine Zustimmung
zu versagen.

Mit vollem Rechte habe schon der Herr Berichterstatter
hervorgehoben, daß wenn der Staat , fußend auf die
alleinige Thatsache der wirthschaftlich mißlichen Lage
eines Landestheiles , seine seitherigen Grundsätze durch¬
breche, die Gegenden zahlreich sein werden, die eben¬
solche ungünstige ökonomische Verhältnisse vorbringend
den Bau einer Nebenbahn durch den Staat für sich geltend
machen .

Vonl Standpunkt der Rücksicht auf die allgemeine
Finanzlage verstehe er nicht , wie man auf einmal
mit einem Projekte hervortreten könne , das den Staat
2Vü Millionen Mark koste . Auf sonstige Einwände , die
gegen den Gesetzentwurf geltend gemacht werden könn¬
ten — so die Frage der Schmalspur , die Gründe , die für
eine Berücksichtigung der Linie Eberbach —Mndau sprä¬
chen — wolle er nicht besonders abheben, sondern nur
noch bemerken , daß auch auf die Frage , ob die
Linie Mosbach—Mudau oder Eberbach—Mudau ge¬
baut werden solle , die allgemeine Finanzlage ihre
Schatten Werse — denn wäre diese besser, dann
hätte wohl auch die bessere Lösung des Projektes der
Erschließung des inneren Odenwaldes mit einem An¬
schluß an Eberbach und durch eine Normalspurbahn er¬
reicht werden können. Er lege sich dann aber weiter die
Frage vor : sind unsere finanziellen Verhältnisse derart ,
daß der vorliegende Entwurf im gegenwärtigen Zeitpunkt
genehmigt werden könne.

Was zunächst die -allgemeine Lage des Staatshaus¬
halts anlange , so fei darüber ja früher bereits eingehend
gesprochen worden.

Der gestimmte Staatshaushalt schließe mit einem De¬
fizit von 25 Millionen ab und die Regierung sei genöthigt,
außerordentliche Mittel anzuwenden , tim ihn in Ord¬
nung zu bringen . Im anderen Hohen Hause habe der
Herr Finanzminister ausgeführt , daß die derzeiüge Lage
der Eisenbahnen keine günstige wäre und daß hierdurch
die allgemeine Finanzlage beeinflußt werde. Was nun
die Eisenbahnen im besonderen anlange , so trete hier zu¬
nächst der Rückgang der Erträgnisse aus denselben ent¬
gegen.

So sei 1901 noch knapp die Verzinsung herausgekommen,
1902/03 lasse ein erhebliches Defizit erwarten und es
stehe einem Zinsenbedarf von 16' / -. Millionen ein Er-
trägniß von 14V, Millionen gegenüber , so daß überhaupt

nur unter Zuhilfenahme des Zuschußes aus ellgeEnen
Staatsmitteln von 2 Millionen und der den früheren
Postgefällen entsprechenden fiktiven Dotation von 500000
Mark und eines Theils des badischen Antheils am Rein¬
ertrag der Main -Neckarbahn das Eisenbahnbudget in Ein .
klang gebracht werden könne. Wir ständen in
einer Zeit der progressiv Heratzgeheuden Erträgnisis

-unserer Bahnen und zugleich in einer Zeit der wirthfchafr-
lichen Depression, deren Dauer nicht zu übersehen fei.

Bettachte man die Eisenbahnschuld, so fei der Stand
derselben derart , daß wir nicht in der Lage wären ,
weitere Schulden zu ertragen . Von 1898 bis 1900 sei sie
um 30 Millionen (von 325 Millionen auf 355 Millionen )
gestiegen . Das Eisenbahnbaubudget endlich sei auf das
Aeußerste gespannt . Es seien hier 49 Millionen für Neu.
bauten eingestellt. Dazu kämen 33 Millionen für aufrecht
zu erhaltende Kredite. Das Eisenbahnbaubudget schließe
somit mit einer Summe von 82 Millionen ab.

Bei diesem Stand unserer Finanzen müsse nian sich
doch fragen , wohin soll es führen , wenn der Staat vom
bloßen Gesichtspunkte der Hebung der wirthschaftlichen
Lage einzelner Landestheile aus auf seine eigenen Kosten
Bahnen baue . Es werde dies zur Folge haben , daß die
Eisenbahnschuld immer mehr anwachse , daß der Zinsen-
bedarf ein minier größerer werde, daß die Bettiebsergeb -
nisse nicht am: reichten , die Zinsen zu zählen . Dafür müß-
ten dann der Zuschuß aus der allgemeinen Staatskasse
erhöht werden und es würde dann ' dieser Zuschuß, den
man sich nur als ein vorübergehendes Uebel gedacht habe,
zu einer stehenden Einrichtung . So werde der Eisenbahn¬
besitz zu einem lästigen Besitz. Lästiger Besitze suche man
sich aber- zu entledigen , Mittel und Wege dazu würden
sich schon finden . Redner will hierauf nicht näher ein -
gehen . Die Sache müsse aber nicht diese Entwicklung
nehmen, der Staat habe ein Mittest sich größere
Einnahmen zu verschaffen in der Erhöhung der
Steuern . Auch von diesem Gesichtspunkte aus eröffne sich
keine rosige Perspektive in die Zukunft , besonders auch,
wenn man in Erwägung ziehe, daß Baden — wie auch
der Herr Finanzminister früher einmal erklärt habe —
schon die höchsten Steuern im Deutschen Reich zahle.

Nun werde man Wohl einwenden , daß es sich doch im
vorliegenden Falle nur um einen kleinen Betrag , R/st
Millionen , handle , der der sonstigen Eisenbahn ; Huld
gegenüber nicht in 's Gewicht falle . Allein hier handle
es sich nicht um die Höhe des Bettags , sondern darum ,
daß im vorliegenden Falle ein seither angewandter Grund -
satz durchbrochen und dies seine Konsequenzen zeitigen
werde. Es handle sich um eine prinzipielle Frage und
cs gelte hier der Satz principitt obsta !

Aus diesen Erwägungen werde er gegen den Entwurf
stimmen.

S t a a ts m i n i st e r u n d Mini st e r >d e s Großb .
Hauses und der a us w ürti g en Äck-g e le g en -
Heiken v . Brauer dankt zunächst der Kommission
und dem Herrn Berichterstatter für die Entschiedenheit,
mit der sie sich für die von der Regierung vorgeschlagene
Trace Mudau —Mosbach ausgesprochen haben . .Herr
Frhr . v . Rüdt habe mit Recht darauf hingewiesen, daß
die Regierungsvorlage eine ungetheilte Zustimmung in
der betressenden Gegend nicht gefunden habe. Die Stadl
Eberbach und die nächstgelegenen Ortschaften hätten eine
sehr starke Agitation in 's Leben gerufen , damit dis Bahn
nicht nach Mosbach, sondern nach Eberbach geführt werde.
Allein selbst dann , wenn beide Linien finanziell gleich-
werthig wären und auch in Bezug auf die Bauwürdigkeit
und Baufähigkeit gleich daständen , so hätte doch der Linie
Mudau —Mosbach der Vorzug gegeben werden müssen ;
denn Mosbach sei der natürliche Verkehrsmittelpunkt für
den in Bettacht kommenden Odenwald und eS nrüsse
als unzweckmäßig und unbillig bezeichnet werden, wenn
man ohne Noth den natürlichen Verkehrsweg künstlich
in eine andere Richtung ablenken wollte . Mosbach sei
aber ferner Amtsstadt jener Gegend, der Sitz eines
Amtsgerichts und Landgerichts , sei Kreisstadt , kurzum
die ganze Hintere Odenwaldgegend gravitire nach Mos¬
bach. Beim Bau einer derartigen kleinen Nebenbahn
müsse danach gestrebt werden, daß der natürliche örtliche
Mittelpunkt mit der Bahn erreicht werde ; in Hintergrund
habe die Frage zu treten , ob der Weg nach den größeren
und ferngelegenen Verkehrszentten . wie z . B . Heidelberg
und Mannheim , näher oder weiter sei . Nun seien die
beiden Linien aber gar nicht gleichwerthig; die Linie
Mudau —Eberbach sei so gut wie nicht ausführbar , nicka
in dem Sinne , daß sie technisch unmöglich sei , sondern
sie würde so bedeutende Kosten verursachen und trotzdem
so ungünstige Bettiebsverhältnisse haben, daß es nach
jeder Richtung hin zweifellos verfehlt wäre , dieser Linie
den Vorzug zu geben . Wie der Herr Berichterstatter her¬
vorgehoben habe, wäre der höchste Punkt dieser Linie in
allernächster Nähe von Eberbach selbst gelegen ; dieser
Punkt könnte nur auf langen Serpentinen oder mit Hilfe
einer Zahnradstrecke erreicht werden . In beiden Fällen
würde sich ein ungünstiger und theurer Betrieb ergeben ,

ganz abgesehen von den hohen Anlagekosten. Redner
habe sich nach den späteren Ausführungen des Herrn Geb -

Rath Frhr . v . Neubronn gewundert , daß er bei dieser

Bahn den Kostenpunkt so gering angeschlagen habe. Be'

der Linie Mudau —Mosbach würden einmal 7 bis 12 Kilo¬
meter Bahnlänge gespart , je nach dem , welcher Trace na«

Eberbach man den Vorzug gegeben hätte , ferner würden
einige hundert Meter Höhe und an Geld 1 bis 2 Millionen
erspart . Dies dürste aber beim Bau der Nebenbahn/ " ,
hohem Maße ausschlaggebend sein , vielleicht nicht allein-,
aber jedenfalls dann , wenn noch nebenbei die Linie



bau—Mosbach auch wirthfchastlich mindestens
werchig sei.

Exzellenz t>. Neubronn habe sich überhaupt gegen den
Bau eurer Bahn ausgesprochen und zwar wesentlich avs
finanziellen Erwägungen . Redner kann aber nicht glau¬
ben, daß wir uns in so prekärer Lage befänden , daß wir
fetzt mit unserer ganzen bisherigen Eisenbahnpolitik bre¬
chen und aushören sollten, unrentable Nebenbahnen zu
bauen ; es sei — glaube er — im Gegentheile gerade jetzt
bei der wirrhschaftlichen Depression Pflicht des Staates ,
mit dem Bau solcher Nebenbahnen fortzufahren , die den
betreffenden Landestheilen von großem Nutzen seien.
Nun müsse ja allerdings Jahr für Jahr ein außerordent¬
lich großes Baubudget verwendet werden, es handle sich
hier um 30, mit den Reftkrediten um 80 Millionen Mark .
Demgegenüber spiele aber doch eine Nebenbahn mit einem
Kostenaufwand von 2 Millionen Mark eine recht unter¬
geordnete Rolle und wenn man das große Baubudget
daraufhin vorsichtig prüfen würde , ob nicht da und dort
etwas gespart werden könne, so glaube er , daß West eher
dort vielleicht Bauten noch zurückgestellt werden könnten,
als daß man nöthig hätte , den Bau einer solchen kleinen,
aber nützlichen 'Nebenbahn aufzugeben . Ebensowenig wie
die Rücksicht auf das Eisenbahnbaubudget und auf die
Höhe der Eisenbahnschuld sollte der gegenwärtig vorüber¬
gehende Rückgang der Renten unserer Bahnen uns ab¬
halten , mit dem Bauen von Nebenbahnen fortzufahren
Bon deni Herrn Berichterstatter sowohl als auch von
Seiner Exzellenz v . Neubronn sei die Frage der Schmal¬
spur erörtert worden : nach Ansicht des letzteren Herrn
Ware es besser gewesen , eine Normalspurbahn zu bauen .
Der Schmalspurbahn sei aber einmal der .Kosten wegen
und dann deshalb der Vorzug gegeben worden , weil sie
es eher ermögliche , sich an das Hügelterrain anzuschmie¬
gen und so an einzelne Orte ohne besondere Kunstbauten
näher hercmznkommen. Im allgemeinen solle aber der
Grundsatz beibehalten werden, daß die Normalspurweite
auch das Normale sein solle . Der Herr Berichterstatter
habe sodann die Frage angeregt , ob der Wagenpark , der
angeschafft würde , im Eigenthum des Staats stehe oder
in das der Unternehmerfirma übergehe. Der Wagen¬
park sei eine Accidenz der Bahn und gehöre mit zu der
Bahn , die in unserem Eigenthum verbleibe ; wollten wir
die Bahn zurücknehnien , dann müßte auch der Wagen¬
park mit übei geben werden . In der Zwischenzeit müßten
die Repararnren von der Unternehmerfirma ausgesührt
werden.

Der Wunsch des Herrn Berichterstatters , cs solle beim
Grunderwerb armen Gemeinden gegenüber mit möglich¬
ster Schonung vorgegangen werden , solle berücksichtigt
werden.

Geh. Rath I) r . Engler spricht sich gleichfalls gegen
den vorliegenden Gesetzentwurf aus , dem er aus den
gleichen Erwägungen heraus , die von Herrn Geh . Rath
Frhr . von Neubronn ausgeführt worden seien , nicht zu -
strmmen könne . Damit wolle er aber nicht etwa zum
Ausdruck bringen , als sollte mit dem Ausbau von
Nebenbahnen nicht weiter gegangen, als sollte in dieser
Beziehung still gestanden werden . Allerdings sei ange¬
sichts der Finanzverhältnisse auch hier Vorsicht geboten.
Jedes Eisenbahnnetz ertrage nur eine begrenzte Summe
unrentabler Nebenbahnen. In den letzten Jahrzehnteil
sei bei uns aus dem Gebiete der Nebenbahnen bedeuten¬
des geleistet worden . Er wolle noch hinzusügen , daß
wenn er dem Gesetzentwürfe heute nicht zustimme,
damit denselben nicht etwa für alle Zeiten abgethan wissen
wolle, sondern er sei nur bei der gegenwärtigen Finanzlage
nicht in der Lage, ihm beizutreten .

Geh. Rath Frhr . v . Neubronn will einige tatsäch¬
lichen Bemerkungen des Herrn Ministers richtig stellen .
Der Herr Minister habe angedeutet, daß er (Redner)
trotz seiner vorsichtigen Abtoägung der Finanzverhalp¬
inste dem Eberbacher Projekte gegenüber den Kosten¬
punkt in den Hintergrund gestellt habe. Demgegenüber
müsse er aber betonen, daß er im Kampfe um die beiden
Bahnlinien ganz neutral sei. Seine Ausführungen

gleich- sMnne , dürfe aber den prinzipiellen Bedenken gegenüber, ,
die er geäußert habe, kaum eine durchschlagende Kraft
besitzen.

Geh. Kommerzienrath Scipio ist für den Entwurf .
Er kann die geltend gemachten Bedenken sehr wohl be¬
greifen ; allein , wenn er auch das seither auf die Neben¬
bahnen angewendete Prinzip nicht bekämpfe, so glaube er
doch , daß es an Bedeutung verloren habe und verlieren
werde, je mehr der Ausbau der Nebenbahnen fortschreitet.
Dem Prinzip gegenüber kämen auch praktische Bedürf¬
nisse in Betracht und dann habe es stets der badische
Staat als seine Aufgabe betrachtet, wirtschaftlich be¬
drängten Landestheilen Hilfe zu gewähren . Diese Hilfe¬
leistung sei Pflicht den Landestheilen gegenüber , die in
so prekärer Lage seien , daß sie aus der wirtschaftlichen
Entwicklung ausgeschaltet worden seien . Da sei der An¬
schluß an den Verkehr Pflicht und deshalb stimme er für
den Entwurf . Die Frage der Schmalspurbahn werde,
falls noch andere Landestheile erschlossen werden sollten,
immer mehr in Vordergrund treten . In Preußen seien
durch das Kleinbahngesetz schmalspurige Bahnen vorge¬
sehen und er glaube, falls ein solcher Staat , der noch mehr
bedacht sein müsse, an bestimmten Prinzipien sich zu
halten , den Bedürfnissen soweit entgegenkomme, so dürfe
dies auch von einem kleinen Staate wie Baden geschehen.

Der Berichterstatter Graf v . Hennin weist darauf
hin , daß auch die Kommission nicht unbeachtet an dem
Verlassen des mehrfach erwähnten Prinzipes vorüberge-
gangen sei , aber nachdem die Großh . Regierung in der
Begründung der Vorlage ausgesührt habe, daß ein Auf¬
geben desselben nur ganz ausnahmsweise und
aus durchaus triftigen Gründen erfolgen soll, habe die
Kommission sich hiermit einverstanden erklärt , aber trotz
dem die Konsequenzen , die aus diesem Vorgehen ent
stehen könnten, in Erwägung gezogen .

Er bitte, den Antrag der Kommission anzunehmen .
Der Antrag wird sodann in namentlicher Abstimmung

mit 10 gegen 6 Stimmen angenostunen.
Geh. Rath Or . Engler erstattete sodann namens der

Budgetkommission Bericht über das Spezialbudget der
Derkehrsanstalten und zwar :

1 . der Eisenbahnbetriebsverwaltung ,
2 . der Bodenseedampischifsfahrtsverwaltung,
3 . über den Antheil Badens am Reinerlrag der Main -

Neckarbahn
für das Jahr 1902/03.

Im Anschluß an den vorliegenden gedruckten Bericht,
aus den verwiesen wird , bemerkt der Berichterstatter , daß
die Vorlage des Berichts diesmal wesentlich andere Em¬
pfindungen erwecke , als in den früheren Budgetperioden ,
in denen man vor stets wachsendem Aufblühen und Ge¬
deihen des Eisenbahnbetriebs stand. Uber das alte
Naturgesetz habe sich wieder einmal bewahrheitet , daß aller
Fortschritt sich nicht in stetig aufsteigender Linie bewege,
vielmehr von Zeit zu Zeit Rückschläge zeige , die speziell
im Wirthschastsleben zumeist niit Krisen in Verbindung
ständen. Ein solcher Rückschlag sei in Handel und In¬
dustrie Deutschlands in den letzten zwei Jahren einge¬
treten und habe sich naturgemäß gerade auch im Eisen¬
bahnverkehr und dessen Ergebnissen in nachtheiliger
Weise geltend gemacht ; die Reineinnahme sei von fast
25 Millionen im Jahre 1899 auf 17 V ? Millionen im
Lahre 1900 und ans 13,9 Millionen im Jahre 1901 zu

rückgegangen . Für die Jahre 1902 und 1903 seien je
13 910 130 Dt . Reineinnahmen vorgesehen, was zusam¬
men mit dem eingestellten Antheil Badens am Rein¬
ertrag der Main -Neckarbahn von 810 580 M . und den
500 000 M . Antheil an dem Ueberschuß der Reichspost-
und Telegraphenverwaltung , sowie unter Abzug des
Defizits der Bodenseedampfschiffsahrtsverwaltung von
66 990 M . einer Gesammteinnahme von 13 221 010 M .
aus den Verkehrsanstalten entspreche . Die Eisenbahn
schuld habe Anfang dieses Jahres 377 188 888 M . be
tragen , so daß sich aus der erwähnten Einnahme eine
Verzinsung zu rund 1 Prozent berechnet , bezogen aus die

Prozent

daß man in den Aufwendungen für Betrieb und Bau der
Bahnen zu opulent vorgegangen sei . Wir hätten einen
kostspieligeren Betrieb als die übrigen Länder des
Deutschen Reiches , namentlich auch als Preußen . Nach
jener Auskunft käme in Baden auf je 3V. Kilometer , in
Preußen erst auf je i?/ -, Kilometer eine Station , ferner
fielen in Baden auf einen Betriebskilometer je 36, in
Preußen und dem übrigen Deutschland nur je 28 Züge ,
aus 10 000 Einwohner in Baden 11 , in Preußen und dem
übrigen Deutschland 9 ' / - Kilometer Bahnlänge , und für
die badischen Bahnen berechneten sich die Kilometerkosten
zu rund 360 000 M . , für die preußischen auf nur
260 000 M ., wobei allerdings betont werden müsse, daß
diese hohen Kilometerkosten durch die topographische Be¬
schaffenheit unseres Landes mit einerseits langer Rhein¬
grenze und dadurch erforderlichen theuren Ueberbrück -
ungen , andererseits seinem gebirgigen Charakter , wo¬
durch der Bahnban ebenfalls erheblich vertheuert werde,
bedingt seien . — Immerhin dränge sich aber die Frage
auf , woher es komme, daß gerade Baden so opulente Ein¬
richtungen und infolge dessen so hohe Betriebskosten in
seinem Bahnbetrieb habe. Man könne nur annehmen ,
daß in den disponirenden Kräften der Ausgestaltung
unserer Eisenbahnen irgend etwas nicht in voller Ord¬
nung funktionire , es müsse an einem richtig wirkenden
Regulator gegenüber zu weit gehenden Aufwendungenin Bau und Betrieb fehlen . In Ländern mit Privat -
bahnbetrieb wirkten als naturgemäßer Regulatordie Verhältnisse der Konkurrenz und der Rentabilität ,
durch welche ganz bestimmte Grenzen in Anlage neuer
Bahnen , Stationen u . s . w . und in der Einrichtung des
Betriebs gezogen würden . In den Ländern mit
Staatsbahnbetrieb aber würden die Aufwen¬
dungen durch die gesetzgebenden Faktoren, durch Regie¬
rung und Volksvertretung , regulirt , und dies sei thatsäch-
lich auch in einem großen Staate wie Preußen der Fall ,in welchem man zu weit gehenden Anforderungen einzel¬
ner Interessenten , auch lokalen Bedürfnissen nur dann
Rechnung trage , wenn sich Opfer der Allgemeinheit aus
wirthschaftlichen Rücksichten oder aus Gründen ausglei¬
chender Gerechtigkeit rechtfertigen ließen. Anders seidies in einem kleineren Staate wie Baden der Fall . Da
habe bald jeder Landestheil und jede größere Stadt ihre
besonderen Eisenbahnwünsche und diese besonderen und
lokalen Interessen wüßten sich in viel höherem Maße als
in einem großen Smatswesen Geltung zu verschaffen ,
zumal da unsere politischen Parteien eine gewisse zart -
liche Hingabe und Rücksichtnahme gegenüber den Wün¬
schen des Volkes , das .heißt der Wähler, zeigten. Gerade
darin liege die Hauptursache des zu vielen Anregens ,

hätten sich dahin gerichtet , daß es verfehlt wäre , mit dem ! Eisenbahnbetriebseinnahmen allein , von nur 3,7 Prozent ,
seither den .Nebenbahnen gegenüber eingehaltenen Ver- ! Die Verpflichtungen der Eisenbahnschuldentilgungskasse
fahren

' ' — » - - ^ . ^ -zu brechen, besonders bei der gegenwärtigen
Finanzlage . Auf andere gegen den vorliegenden Ent¬
wurf sprechende Erwägungen einzugehen, habe er aus¬
drücklich unterlassen. Den Kostenpunkt bezüglich der
beiden Linien Eberbach—Dtudau und Mosbach—Mudau
habe er nur insofern berührt , als er gesagt habe, die
finanzielle Lage werfe auch auf diese Frage ihre Schatten ;
denn sie würde seiner Ansicht nach anders entschieden
worden sein , wenn keine aus der Finanzlage abgeleiteten
Bedenken bestünden .

Wenn der Herr Minister dann erklärt habe, es solle
mit der bisherigen Eisenbahnpolitik nicht gebrochen wer¬
den, so müsse demgegenüber doch betont werden , daß mit
dem Gesetzentwurf ein solcher Bruch sich vollziehe, indem
der seitherige Grundsatz, den Bau von Nebenbahnen nur
durch Zuschüsse allgemein zu fördern , verlassen werde und
der Bau einer derartigen Bahn nunmehr auf Kosten des
Staats erfolgen solle. Wie vorausgesehen , sei ihm ein¬
gewendet worden, daß M/ » Millionen doch ein verhält -
uißmätzig kleiner Betrag sei . Allein um den Betrag
handle es sich für ihn nicht , sondern darum , daß durch
den Gesetzentwurf auch die Basis geschaffen werde, auf

andere ähnliche Forderungen aufkommen . Die Frage
sti eine prinzipielle.

Wenn schließlich der Herr Minister gesagt habe, es
annte vielleicht an anderer Stelle im Eisenbahnbaubudget

Werden, sei aber doch die Frage , ob sich da in
r Lhat sparen laste. Diese Erwägung , daß man sparen

für Zinsen, Tilgungsquoten und Verwaltung betrugen
aber schon jetzt rund 22V -- Millionen jährlich , so daß sich
also ein erheblicher Fehlbetrag ergebe . Es sei auch kaum
zu hoffen, daß im Verlaufe der beiden Budgetjahre eine
nennenswerte Minderung dieses Fehlbetrages eintrete ,
jedenfalls könne damit nicht gerechnet werden, denn wenn
auch auf eine Wiedergesnndung und Wiederbelebung
unserer wirthschaftlichen Verhältnisse zu rechnen sei, so
vollzögen sich derartige Prozesse erfahrungsgemäß doch
immer sehr langsam . Die Situation sei aber , wie der
Herr Staatsminister im anderen Hohen Hause betout
habe, dadurch eine so ernste , daß die Betriebsausgaben ein
so unerwartet gewaltiges Anschwellen aufweisen ; sie
hätten 1890 noch rund 28 Millionen , in dm Jahre 1900
und 1901 dagegen je 60 Millionen betragen und damit
seien die ordentlichen Ausgaben dieses Nebenbetriebes
schon nahe an die Ausgaben für die allgemeine Staats¬
verwaltung mit 75 Millionen herangerückt, ja sie über¬
stiegen dieselben bereits, wenn man auch die außerordent
lichen Ausgaben mit jährlich 25 Millionen für Eifenbahn -
bau gegen nur rund 7 Millionen jährlich des allge¬
meinen Staatshaushalts hinzunehme.

Mit Recht hätten deshalb in der Zweiten Kammer ver
schieden? Redner die Frage aufgeworfen , woher denn
eigentlich dieses gewaltige Anwachsen der Betriebskosten
in der badischen Eisenbahnverwaltung käme. Seines
Erachtens habe der Herr Generaldirektor auf diese Frage
in der Zweiten Kammer die sehr richtige Antwort ertheilt .

Forderns und Bewilligens durch unsere Volksvertretung .
Angesichts der Unmöglichkeit , aus diesem Dilemma
herauszukommen und gesunde Zustände zu schaffen ,
drängten sich Redner unwillkürlich die Worte auf „Land¬
graf werde hart "

, die er hiermit dem Herrn Staatsmini¬
ster als Eisenbahnminister zurusen möchte.

Ausdrücklich müsse er aber erklären, daß es sich keines¬
wegs darum handeln könne , stehen bleiben zu wollen ,
Stillstand sei Rückschritt. Davon könne ja auch bei einem
Eisenbahnminister wie dem unsrigen nicht die Rede sein,vielmehr handle es sich darum , unsere Bahnen im rich¬
tigen Derhältniß zu der allgenieinen wirthschaftlichen Ent -
Wicklung weiter auszugestalten. Zweifellos würde die
Bedeutung der Eisenbahnen von Vielen überschätzt , na¬
mentlich von denjenigen, welche eben immer nur an die
Bahnen dächten und nicht berücksichtigten, daß zu der
wirthschaftlichen Entwicklung eines Landes und Landes -
theils noch mehr gehöre als Eisenbahnen, daß günstige
Lage , Kapitalkrast , Entwicklung der Technik und günstige
Konjunkturen des Weltbetriebes erforderlich seien , um die
Existenz irgend einer Industrie möglich zu machen . Ge¬
rade in jetziger Zeit, der Stellungnahme fast aller frem¬den Staaten gegenüber deutschen! Export durch hohe Zoll¬
schranken und dem erbitterten Kamps der amerikanischen
Konkurrenz , unterstützt durch Welttrusts , träten Mo¬
mente der letzteren Art bei der Frage industrieller Ent¬
wicklung sehr in den Vordergrund. Er müsse aber wieder¬
holt betonen , daß mit Eisenbahnen allein nicht gedient
sei, es komme vielmehr darauf an , die Eisenbahnen ent¬
sprechend dem Fortschreiten der allgemeinen wirthschaft¬
lichen Entwicklung auszugestalten; gerade so gut wie zu
wenig könne darin auch zu viel geschehen und
könne unser Bahnnetz mit unrentablen Bahnen und mit
kostspieligen Betriebseinrichtungen in bedenklicher Weise
überlastet werden. Es müsse endlich auch noch ganz be¬
sonders gewarnt werden vor zu plötzlichen Sprüngen in
der Schaffung neuer Bahnanlagen , eine Entwicklung,in der wir uns gerade jetzt zu befinden schienen ; denn
während beispielsweise in den Budgetperioden von 1892
bis 1897 in das Eisenbohnbaubudget je nur 11 bis 12
Millionen eingestellt gewesen seien, weife das Budget pro1898/99 schon 29 , dasjenige pro 1900/1901 rund 54, pro1902/1903 gegen 50 Millionen auf. Er erachte es schondeshalb im allgemeinen als nicht richtig , derartige plötz¬
liche große Aufwendungen zu machen , weil die Einrich¬
tungen der Eisenbahn stets entsprechend deni raschen
Fortschreiten der Technik Wetter entwickelt werden müß¬ten . Was heute neu und modern, sei in 10 bis 20 Jahren
zweifellos veraltet und müsse wieder durch Neues und
Besseres ersetzt werden ; ein allmäliges stetiges Fortschrei-
ten auch in den Aufwendungen für Eisenbahnbau er¬
scheine deshalb als das einzig Richtige . Leider sei es ein
wenig glückliches Zusammentreffen, daß gerade zu einer
Zeit , in welcher der Eisenbahnbau infolge Zunutzemachung
einer neuen Energieform, der Elektrizität, in einer groß¬
artigen Umwandlung begriffen zu sein scheine, so gewal¬tige Aufwendungen für neue Anlaaen

! i !



sollten. Er hoffe sehr , daß gerade in Rücksicht auf diesen

in technischer Beziehung kritischen Augenblick , vor Allem

aber auch in Rücksicht auf die schwierige Finanzlage we¬

nigstens einige der großen Bcnlprojekte vorerst noch zu¬
rückgestellt werden könnten, zu denen er auch die Ver¬

legung des Karlsruher Bahnhofes nach Beiertheim rechne,
die ja außerdem auch noch andere schwerwiegende Be¬

denken gegen sich habe. Au? den Verhandlungen einer

Versammlung hervorragender Eisenbahningenieure , die

unlängst in Berlin stattgefunden habe, müsse geschlossen
werden, daß der elektrische Betrieb für den Schnellverkehr
demnächst zu großer Bedeutung gelange , daß unser jetziger
Oberbau dabei durch eiserne Hochbahnen werde ersetzt
werden und daß man in nicht ferner Zeit zu einer voll¬
ständigen Trennung des Betriebs der Schnellbahnen von
dem des lokalen Personen - und Güterverkehrs kommen
werde. Daß gerade unmittelbar vor einer solchen Neu¬
entwicklung der Technik des Eisenbahnbetriebs eine so
weitgreifende Neugestaltung unserer größten Bahnhofs¬
anlagen zur Durchführung kommen solle, sei sehr zu be¬
klagen.

Damit solle aber der Eisenbahnverwaltung keineswegs
ein Vorwurf gemacht sein . Ausdrücklich und dankbar er¬
kenne die Budgetkommission vielmehr an , daß unsere
Eisenbahnverwaltung innerhalb der Grenzen , welche ge¬
steckt sind , sich in ihren Maßnahmen , sowohl was Technik
als auch was Verwaltung anlange , stets auf voller Höhe
ihrer Aufgabe zu halten gewußt habe und die Einrich¬
tungen der badischer» Eisenbahnverwaltung gehörten hin¬
sichtlich Sicherheit , Schnelligkeit, Bequemlichkeit des Ver¬
kehrs und in fast allen ihren übrigen Betriebseinrich¬
tungen zweifellos zu den besten aller Bahnen ; er verweise
auch auf das im gedruckten Bericht schon besprochene Fort¬
schreiten in der Tarifreform durch Einführung lang -

zieliger Rückfahrkarten und die von der Ersten Kammer
wiederholt befürworteten Kilometerhefte dritter Klasse zu
500 Kilometern , auf die Einführung der Perronsperre ,
die Versuche mit Motorwagen u . a . m . , woraus hervor¬
gehe , daß man allen Neuerungen der Technik Rechnung
trage . . - >. z

Der Antrag der Kommission gehe dahin
Hohe Erste Kammer wolle dem Budget der Ver-

^ kehrsanstalten , und zwar
^ 1 . der Eisenbahnbetriebsverwaltung ,

2 . der Bodenseedampfschifffahrtsverwaltung,
3. über den Antheil Badens am Reinertrag der

p» - Main -Neckar-Eisenbahn
nach Maßgabe des Beschlusses der Hohen Zweiten

> Kammer ihre Genehmigung ertheilen.

Nach Worten des Dankes an den Herrn Berichterstatter
für den vortrefflichen Bericht bespricht der Herr
Staatsminister und Minister des Großh .

Hauses und der auswärtigen Angelegen¬
heiten v . Brauer das Zurückgehen der Eisen¬

bahnrente , die im Jahre 1900 von 24 auf 17

Millionen und im Jahre 1901 sogar auf 13,9 Millionen

gefallen sei , also, wie der Herr Vorredner mit Recht
bemerkt habe, auf nicht sehr viel mehr zurückgegangen
sei, als zur Verzinsung des Anlagekapitals erforderlich
erscheine . Läge nun — fährt der Minister fort — der

Rückgang der Eisenbahnrente ausschließlich in dem Rück¬

gänge unserer Roheinnahmen begründet , so würde er dies

für wenig bedenklich ansehen ; denn es folge auf einen

außerordentlichen Aufschwung des gesammten industriellen
und kommerziellen Lebens mit regelmäßiger Sicherheit
— das habe die Erfahrung vieler Jahre gezeigt — ein

Rückschlag , der kürzere oder längere Zeit andaure . Immer
werde sich aber der Verkehr wieder auf die alte Höhe er¬

heben und nicht bloß auf diese, sondern noch darüber

hinaus . So könnte also mit Sicherheit darauf gerechnet
werden, daß wir nicht allein die Roheinnahmen der 90er
Jahre wieder erreichen , sondern diese noch überschreiten
würden . Bedenklicher erscheine der Rückgang der Eisen¬
bahnrente , wenn man die so sehr gesteigerten Ausgaben ,
also den hohe» Betriebskoesfizienten, in Betracht ziehe.
Es hätten die Ausgaben der Eisenbahnverwaltung das
Eigenthümlichc, daß sie nicht elastischer Natur seien , sich
an die Einnahmen nicht anschmiegten derart , daß sie mit
diesen zurückgehen , wenn diese fallen . Trotz des Rückgangs
der Roheinnahmen blieben die Ausgaben , wenn sie einmal
organisationsmäßig festgeste.llt seien , beinahe in gleicher
Höhe bestehen . Es gäbe sogar Ausgaben , so die Gehalte
der Beamten , da der Beharrungszustand nach der No¬
velle von 1894 noch nicht erreicht sei, die in den nächsten
Jahren auch bei weiterem Zurückgehen der Einnahmen
steigen müßten .

Was den Betriebskoeffizienten anlange , so würden
wir — das fei nicht zweifelhaft — zu eineni so günstigen,
wie ihn Preußen habe, niemals gelangen . Das habe
einmal seinen Grund darin , daß unser Bahnbetrieb dem¬
jenigen Preußens gegenüber den Charakter des Klein¬
betriebs trage , wodurch die Generalunkosten für uns
Preußen gegenüber erheblich höher wären ; dann sei dies
begründet in der topographischen Konfiguration unseres
Landes und schließlich auch darin , daß wir mit einer
großen Zahl kleiner Stationen belastet seien , die sehr-

nahe — und näher wie dies in Preußen der Fall sei —
bei einander liegen ; Preußen habe eine ganze Reihe großer
Volks- und industriereicher Städte mit 200 000 bis 500 000
Einwohnern , denen gegenüber relativ weniger kleine un¬
rentable Stationen vorhanden seien . Wenn also auch
ein so günstiges Verhältniß der Ausgaben zu den Ein¬
nahmen llüe in Preußen nicht erreichbar sei , so müsse doch
unser Streben dahin gehen , den Betriebskoesfizienten an¬
nähernd aus die gleiche Höhe wie früher zu bringen und
wie er in Württemberg und . Elsaß -Lothringen bestehe.
Die momentane Höhe unseres Betriebskoesfizienten habe
zum Theil eine vorübergehende Ursache , indem für die

Verstärkung des Oberbaues unserer Bahnen viele Mil¬
lionen hätten ausgegeben werden müssen ; die Verstär¬
kung des Oberbaues sei bald vollendet, wodurch eine er¬

hebliche Mehrausgabe wegfalle.
Wenn der Herr Berichterstatter — und nicht mit Un¬

recht — bemerkt habe, daß in Baden in dem Entgegen¬
kommen gegenüber den Wünschen des Publikums und
den Bedürfnissen des Verkehrs vielleicht weiter gegangen
werde als in manchem anderen deutschen Lande und wenn
er gemeint habe, daß man vielleicht allzu entgegenkom¬
mend gegen die Wünsche des Publikums gewesen wäre,
so müßte er (Redner ) , falls hiermit ein Vorwurf aus¬

gesprochen werden wollte, diesen vornehmlich auf sich be¬

ziehen ; denn er habe, wie er das Ministerium übernommen

habe, darauf gedrängt , daß gerade in dieser Richtung
eine gewisse freie, weitgehende Auffassung Platz greisen
sollte . Er habe nie daran gezweifelt, daß das Lob , das

er für diese Haltung in guten Zeiten geerntet , sich in das

Gegentheil umwandeln werde, wenn die Zeiten schlechter
würden : das werde ihn aber nicht irre machen in der

Ueberzeugung, daß das bisherige Verfahren nicht umsich¬

tig gewesen sei , daß man im großen Ganzen an dem

jetzigen Systeme festholten sollte , wenn auch die gegen¬
wärtige Finanzlage dazu sichren müsse, mit noch größerer

Vorsicht an Ausgaben heranzugehen , als dies vielleicht

bisher der Fall gewesen sei . Allein so verzweifelt sei die

Finanzlage nicht , daß nothwendige Ausgaben für die

Betriebssicherheit oder Konkurrenzfähigkeit unserer Bah¬

nen zurückgestellt werden müßten . Es sei richtig, was

der Herr Berichterstatter ausgesührt habe, daß wir uns

in einer gewissen Uebcrgangszeit befänden und sehr un¬
bequem sei, daß gerade in der Zeit, in welcher die eiet-
irische Kraft immer mehr dem Betrieb der Haupt - und
Großbahnen sich nähere , als ob sie auch diesen demnächst
erobern wolle — daß gerade in dieser Zeit unser Eisen¬
bahnkleid sich überall zu eng erweise . Wenn auch das
Bedürfniß nach Erweiterungen der Bahnhofanlagen
gegenwärtig infolge des zurückgegangenen Verkehrs
vielleicht minder stark hervortrete , so müßten wir uns doch
für den Fall des wiedererstarkenden Verkehrs rechtzeitig
rüsten und wir können nicht warten , ob nicht vielleicht
im Verlaufe von 10 oder 20 Jahren eine völlige Um¬
wälzung des Eisenbahnverkehrs die Folge von Erfin¬
dungen aus dem Gebiete der Elektrizität sein werden.
Zum Schlüsse dankt der Minister dem Berichterstatter für
das Lob , das er am Ende seiner Ausführungen der Eifen-
bahnverwaltung und ihren Beamten gespendet habe.

Die allgemeine Diskussion wurde hierauf geschlossen.
In der Spezialdiskussion erhält das Wort zu I . Eisen¬

bahnbetriebsverwaltung , Ausgabe , Titel I Geh. Kommer-
zienrath Diffene . Er dankt der Großh . Regierung
namens der Handelskammer Mannheim dafür , daß
sie die Betriebsinspektorsstelle in Mannheim mit
einen: — glücklich gewählten — Mitglied der Ge¬
neraldirektion besetzt habe. Redner will auch nicht
unterlassen , den Beamten und dem Personal des
Eisenbahnbetriebs volle Anerkennung zu zollen für
die mustergiltige Erledigung des Verkehrs anläßlich der
Jubiläumsfesttage . In derselben Weise haben sich die
Beamten und das Personal bei den Kaisermanövern 1899
bewährt , was auch außerhalb Badens überall aner¬
kannt worden sei .

Zu Einnahmetitel I trägt Graf v . Helm statt den
Wunsch vor nach einer besseren Anschlußverbindung von
Heilbronn—Jagstfeld nach Heidelberg zu über die Meckes»
heimer Linie . Falls es sich nicht machen ließe, den
jetzigen letzten Zug später laufen zu lassen , könnte viel¬
leicht ein weiterer späterer Zug eingelegt werden.

Generaldirektor der Staatseisenbahnen Staatsrath
'

Eisenlohr : Aus der Strecke Heidelberg—Meckes-
heim—Jagstfeld seien zur Zeit 6 Züge eingelegt, eine An¬
zahl , die wohl den Verkehrsverhältnissen dieser Gegend
im allgemeinen entsprechen dürfte . Der Wunsch , den
letzten Zug später als jetzt von Jagstfeld oder Heilbronn
abgehen zu lassen , könne kaum erfüllt werden . Gerade
die Verhältnisse auf dieser Linie sprächen dafür , daß der
Abendzug nicht zu spät geführt werde : Die Mehrzahl der
Anwohner werde Werth darauf legen, in der Zeit zwi¬
schen 7 und 8 Uhr ihre Heimath zu erreichen. Es werde
sich also darum handeln , ob noch ein weiterer , ein späterer
Zug eingelegt werden solle, oder mit anderen Worten,
ob wir uns den Luxus erlauben dürfen , auf dieser Linie
einen weiteren Zug zu führen ; die gegenwärtige Zeit
werde gerade nicht dazu angethan sein , die Erfüllung eines
diesbezüglichen Wunsches zu empfehlen. Es seien übri¬
gens auch bis jetzt dringende Wünsche in dieser Richtung
nicht an die Generaldirektion gelangt . Die Sache werde
aber immerhin in : Auge behalten werden, wenn sich die
Möglichkeit bieten sollte , durch Verschiebung der be¬
stehenden Züge noch eine etwas spätere Verbindung auf
der fraglichen Linie herzustellen.

Der Antrag der Kommission wurde sodann einstimmig
angenommen.

Nach geschäftlichen Mittheilungen durch den Durch¬
lauchtigsten Präsidenten und nach einer
kurzen Erörterung über den nächsten Sitzungstag wurde
die Sitzung geschlossen.

Verantwortlicher Redakteur : Juliu » Katz in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtsstreite .
ZahlnngSsperre.

S 327 .3 . Trtberg . Auf Antrag
des Privatiers Friedrich M » ff in

Billingen . w cher das Eigentum
und den Verlust d -r Aktie Nr . 174S
deS Schwarzwalder Bankvereins
Aktiengesellschaft in Triberg über 100V
Mark glaubbast gemacht hat, wird dem

Schwarzwälder Bankverein verboten,
an den Inhaber der Aktie eine Leistung

zu bewirken, insbesondere neue Zins -

oder Gewtnnanthrilscheine oder einen
Er : >uernngSschein auszngeben .

Tech rg, den 6 - Mat 1902 .
Großh . Anusgericht ,

gez. Diez .
Dies veröffentlicht :

Der Gerichtsschreiber :
R ö d l e.

Dermögevsabsondening.
S -402 . Nr . 7048 . Fr ei bürg .

Durch Urtheil der II . Civilrammer deS
Großh . Landgerichts Frriburg vom
Heutigen wurde die Ehefrau deS
Heinrich Steurer , Rosa geb. E ' ison
in Ohrensbach , für berechtigt erklärt,
ihr Vermögen von demjenigen ihres
Ehemannes abzusondern.

Freiburg , Ken 30 . April 1802 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts.

Baader
Freiwillige Gerichtsbarkeit.

EasivürdigMü .
S120 . Nr . 17472 . Mannheim .

Die Phil ' .p Reis - Witwe Rosina ge¬

borene Haas in Mauno - im , Große

Wellstad :,
'trabe 50 wohnhaft , ist durch

Beschluß vom Heutigen wegen Trunk¬

sucht entmündigt « o -den.
Mannheim , den 2d . April 1K)2

Großh . Amtsgericht IV .
gez. Scharfer .

Dies veröffentlicht der Gerichtsschreiber:
Btrkenmeyer .

Offenbura ausge - !
werden vcrurthetlt« eka»atmaSullg . ! Brzirkskommando

S -183 . Nr . 11788 . Baden . Neber ! stellten Erklärung
den Nachlaß der verstorbenen Gastwtrth werden .

Georg Ernst Witwe . Waldseestrabe 2 > Lahr, den 18 . April 1802 .

in Baden , wird heute, den 28 . April >Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts .

1902 , Abends 6 Uhr . auf Antrag eines ! Eisenträger .

Erben die
ordnet.

Rachlatzvrrwaltung onge-
S -4412 .

Ladung
Nr . 4570 . Heidelberg .

Herr Kaufmann Wilhelm Schindler Der
'
om 30 . April 1667 zu Handschuhs

in Baden wird zum Nachlaßverwalter
. . . .

ernannt .
Großh . Amtsgericht II .

v . Bo dm an .

Ltrasrechtspslegc .
Laduug

R -977 .3 . Nr . 7386 . Lahr .
1 . Der am 3 . Mat 1869 in Ichen¬

heim geb., ledige Schneider Wil¬
helm Schnebel , zuletzt in .Jchen -
heim wohnhaft gewesen,

2 . der am 26 . August 1875 in Lahr
geborene Schlaffer Johann Barn

1878 zu Handschusheim, zuletzt da¬
selbst wohnhaft , z. Zt . in Amerika

4 Friedrich Josef Wolf , geboren
23 . Febr . 1879 zu Heidelberg , zuletzt
daselbstwohnhaft , z . Zt . unbekannt wo,

5 . Christians reh , geb. 2 . April 1879
zu KüiMsau (Württbg .) , Müller ,
zuletzt in Leimen wohnhaft , z. Zt .
unbekannt wo,

werden beschuldigt, als Wehrpflichtige
in der Absicht, sich dem Eintritte in
den Dienst des stehenden Heeres oder
der Flotte zu entziehen, ohne Erlaub »
niß das Bundesgebiet verlassen oder

Alter

heim geborei e und zuletzr daselbstwohn¬
haft gewesene Metzger Jakob Eliner
wird beschuldtot, als beurlaubter Wchr -
mann der Landwehr ohne Erlaubniß
ausgewandert zu sein , indem er bis ^ erreichtem milirärpstichttaen Alte :

LI U «mL«-.««- .u!.
"KLLrlL

° kB- «- - «. «r .
Strafgesetzbuck'es .

Derselbe wird au , Anordnung des
Großh . Amtsgerichts hirrselbst auf

Samstag den 5 . Juli 1902 ,
Vormittag " 9 Uhr ,

S .

lin G e bhardt , zuletzt in Lahr ! Großh . Schöffengericht Hetdel>

der am 19. Februar 1875 :n
Herbstein geborene Schneider Eder -

Hardt Theodor Oßwald , zuletzr
in Lahr wohnhaft, alle zur Zeit
unbekannten Aufenthalts ,

berg zur Hanplvcrhandlung geladen.
Bei uueurschuldigtemAusbleiben wtrb

derselbe auf Grund der nach § 172 der
Strofprozeßordnung von dem Beztrks -
kommondo zu Heidelberg ausgestellten

unoeranmen » usenryauo , Erkläruna verurtheilt werben
werden beschuldigt, und zwar Schnebel

^ kmrurV verur y

als Wehrmann der Landwehr, Gebhardt
und OHwald als beurlaubte Reservisten,
ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein.

Uebcrrretung gegen tz 360
Z 'ff. 3 R .St .G .B .

Dieselben Wersen auf Anordnung
Großh AmtSgerrchtS zur Hauptver¬
handlung vor bas Schöffengericht Lahr
auf

Mittwoch , den 25 . Juni 1902 ,
Vormittags 9 Uhr ,

geladen mit dem Anfüae », daß sie bei

unentschuldtgtem AuSbietbeu au? Grund

Heidelberg , den 9 . Mai 1902 .
Grasberger ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts . ^
Ladung . )

S,379 .2 . Nr . 13906 . Heidelberg .
1 . Christian Karl F » '. sing er , geb.

20 . Juni 1879 zu Bammenthal -ReilS - !
heim, zuletzt m Bammenthal wohn¬
haft, Zr .

'
in Amerika,

2 . Ludwig Müller , g- S , 14 . Februar
1378 zu Ochsenbach, Landwirth, zu¬
letzt in Ochsenbach wohnhaft , z . Zt .
in Amerika,

der nach 8 472 St .P .O . vom König! . ! 3 . Mttchael Rück , g-boren 3 . November HaLerer ,

Nr . 1 Str .G .B .
Dieselben werden auf
Freitag , den 4 . Juli 1902 ,

Vormittags 9 Uhr ,
vor die Strafkammer des Gr . Land¬
gerichts Heidelberg zur Hauptvrrhand -

lung geladen .
Bei unentschuldtgtem Ausbleiben

werden dieselben auf Grund der nach
8 472 der Strafprozeßordnung von
dem Civilvorfitzenden der Ersotzkom-
nusston zu Heidelberg und Künzrlsau
über die der Anklage zu Grunde liegen¬
den Thatsachen ausgestellten Erklä¬
rungen verurtheilt werden .

Heidelberg, den 7 . Mai 1902 .
Großh . Staatsanwaltschaft .

Sebold .
Lärm»-.

S 442 .2 . Nr 13277 Lörrach .
Der am 6 . März 1867 tn Riedheim
geborene, zuletzt tn Basel wohnhaft
gewesene Koufmanu Josef Boiler ;

der am 16 . Januar 1877 in Mäger -
kingrn geborene, zuletzt tn Basel wohn¬
hafte gewesene Schreiner Wilhelm

der am 5 . Januar 1878 in Straß -

burg geborene, an unbekannten Orten
sich aufhaltende Kaufmann Hermann
Heller¬

der am 24 . Februar 1875 in Basel
geborene , daselbst zuletzt wohnhaft ge¬
wesene Magazinier Friedrich Huber ,

der am 1 . September 1876 in
Niedergvsgen geborene, an unbekannte»
Orten sich aufhaltende Fabrikarbeiter
Heinrich Jarckle -

der am 29 . Juni 1877 in Gmünd
geborene, zuletzt in Genf wohnhaft ge¬
wesene Häcker Gottlob Munz -

der am 30 . April 1878 tn Sulzbura
geborene , zuletzt in Basel wohnhaft
gewesene Ausläufer Georg Reupert ;

der am 24 . Juli 1878 in Herisau
geborene , zuletzt tn Basel wohnhaft
gewesene Schuhmacher Otto Richter ;

der am 29 . Januar 1878 tn Außer¬
stehl geborene, an unbekannten Ort «
sich aushaltende Färber Wilhelm
Schepperle¬
werden beschuldigt, als Ersatzreservistm
ausgewandert zu sein , ohne von der
bevorstehenden Auswanderung der
Militärbehörde Anzeige erstattet z«
haben —- Uebertrctung gegen j 360
Nr . 3 des Strafgesetzbuchs .

Dieselben werden auf Anordnung
des Großh . Amtsgerichts auf

Mittwoch dcn25 . Junt 1902 ,
Bvrmittags 8 Uhr .

vor bas Gr . Schöffengericht tn Lörrach
zur Hauptvcrhandlung geladen .

Bei unentschuldtgtem Ausbleiben
werden dieselben auf Grund der nach
8 472 der Strafprozeßorduung von
dem Svntgl . BeztrkSkommando t»

Lörrach ausgestellten Erklärungen ver¬
urteilt werden .

Lörrach, den 9 . Mat 1902 .
Gertchtsschreiberei Gr . Amtsgerichts .

St rinmann .

Druck und Berloe der G . Braun 'lcher' Heiduck druckeretin Karlsruhe .


	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]

